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Das mehrjährige Investitionsprogramm des Bundes für die Jahre 1970 bis 1974 


I. Vorbemerkungen 

Gemäß Artikel 109 Abs. 2 des Grundgesetzes in Ver- 
bindung mit § 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582) ist der Bund verpflich- 
tet, bei seiner Haushaltswirtschaft den Erfordernis- 
sen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rech- 
nung zu tragen. Die Bundesregierung muß deshalb 
in der Lage sein, iin Falle einer Gefährdung des 
gleichgewichtigen Wirtschaftsablaufs rechtzeitig ge- 
zielte Maßnahmen zu ergreifen. 

Bei den Investitionen und Finanzierungshilfen für 
Investitionen Dritter ist das durch ein zeitliches 
Verschieben {Vorziehen oder Strecken) der Ver- 
gabe öffentlicher Aufträge und/oder der Zusage von 
Finanzierungshilfen möglich. 

Das setzt die Erfassung der geeigneten Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen voraus. Die 
Bundesminister haben deshalb nach § 10 des Ge- 
setzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft für ihren Geschäftsbereich mehr- 
jährige Investitionsprogramme aufzustellen. Diese 
Programme sind auf der Grundlage des von der 
Bundesregierung beschlossenen mehrjährigen Fi- 
nanzplans zu überarbeiten und gemäß § 50 Abs. 5 
des Gesetzes über die Grundsätze des Haushalts- 
rechts des Bundes und der Länder (Haushaltsgrund- 
sätzegesetz) vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1273) 
den gesetzgebenden Körperschaften vorzulegen. 

Das hier vorgelegte mehrjährige Investitionspro- 
gramm ist das zweite, das den gesetzgebenden 
Körperschaften und damit auch der Öffentlichkeit 
vorgelegt wird. Im Gegensatz zum mehrjährigen 
Investitionsprogramm für die Jahre bis 1973 (Bun- 
destags-Drucksache VI/1169 vom 18. September 
1970) kann es bereits zu Beginn der Planungs- 
periode vorgelegt werden, da die Bundesregierung 
den Finanzplan bereits am 9. Juli 1970, also zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt, beschlossen hat. Hin- 
sichtlich des Jahres 1971 geht dieses Programm vom 
Haushaltsentwurf 1971 der Bundesregierung aus, 
der naturgemäß durch das Haushaltsgesetz modifi- 
ziert wird. 

Die Investitionsprogranime sollen der Bundesregie- 
rung als Entscheidungshilfe dienen, um im Fall 
einer Erhitzung oder einer Abschwächung der Kon- 


junktur die vom Bund beeinflußbaren Investitionen 
zeitlich unter Berücksichtigung regionaler und sek- 
toraler Besonderheiten zu variieren. In den meisten 
Fällen reicht es dazu aus, die Auftragsvergabe vor- 
zuziehen oder zurückzustellen. Die zeitliche Beein- 
flussung soll dabei das im Rahmen der Finanzpla- 
nung mittelfristig angestrebte Investitionsvolumen 
möglichst beibehalten. 

Für diese mögliche Beeinflussung ist in Überblick 
über 

das Volumen, 
die Struktur und 

die konjunkturpolitische Flexibilität 
der geplanten Investitionsvorhaben erforderlich. 

II. Das Volumen des Investitionsprogramms 

Die Ausgaben des Bundes im investiven Bereich*) 
umfassen die unmittelbar durchzuführenden Sach- 
investitionen, die militärischen Baumaßnahmen und 
Beschaffungen sowie die Finanzierungshilfen des 
Bundes für Vorhaben anderer Investoren (ein- 
schließlich Erwerb von Beteiligungen und Inan- 
spruchnahme aus Gewährleistungen). 

*) Auf der Grundlage des Gruppierungsplans wird der 
Umfang des Investitionsprogramms wie folgt abge- 
grenzt: 

a) Sachinvestitionen 

- Baumaßnahmen 
(Hauptgruppe 7) 

- Beschaffungen = Erwerb von beweglichen 
Gegenständen 

(Obergruppe 81) 

- Sonstige .Sachinvestitionen = insbesondere 
Erwerb unbeweglicher Sachen (82) 

b) Militärische Baumaßnahmen und Beschaffungen 
(Gruppen 553 bis 559 im Einzelplan 14) 

c) Finanzierungshilfen 

- Schuldendiensthilfen an öffentlichen Bereich (62) 

- Schuldendiensthilfen an sonstige Bereiche (66) 

- Beteiligungen (83) 

- Darlehen an öffentlichen Bereich (85) 

- Darlehen an sonstige Bereiche (86) 

- Inanspruchnahme aus Gewährleistungen (87) 

- Zuweisungen für Investitionen an öffentlichen 
Bereich (88) 

- Zuschüsse für Investitionen an sonstige 
Bereiche (89) 
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Die Finanzplanung des Bundes 1970 bis 1974 sieht im investiven Bereich folgende Ausgaben vor: 


Sachinvestitionen 

Militärische Baumaßnahmen und Beschaffungen 
Finanzierungshilfen 

Insgesamt 

Zum Vergleich: 

Gesamtausgaben des Bundes 
Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 
darunter 

- Anlageinvestitionen (brutto) 

1) Regierungsentwurf Haushalt 1971 

-) Die Zahlen weichen von den im Finanzplan des Bun- 
des 1970 bis 1974 {BT-Drucksadie VI/1101, Seite 21) 
gemachten Angaben ab, weil dort die Schuldendienst- 
hilfen {Obergruppen 62 und 66) nicht enthalten sind 
und in einzelnen Bereichen Umgruppierungen vorge- 
nommen wurden. 

’h Differenz durch Rundung 

"»j Bereinigtes Soll {^ abzüglich Zuführung an Konjunk- 
turausgleichs- und Sonderrücklage, einschließlich ge- 
sperrte Beträge) 

Die Ausgaben für Sachinvestitionen, die etwa ein 
Fünftel der gesamten investiven Ausgaben des Bun- 
des ausmachen, haben in jedem der Jahre 1970 bis 
1974 einen Anteil von etwa 5 vH an den in der 
Finanzplanung vorgesehenen Gesamtausgaben des 
Bundes. Die Sachinvestitionen des Bundes betragen 
etwa ein Fünftel der gesamten Sachinvestitionen 
von Bund, Ländern und Gemeinden. 

Die Ausgaben für militärische Baumaßnahmen und 
Beschaffungen umfassen ca. 30 vH der gesamten 
investiven Ausgaben und haben in allen fünf Jah- 
ren einen Anteil von rd. 7 vH an den Gesamtaus- 
gaben des Bundes. 

Auf die Finanzierungshilfen des Bundes für Investi- 
tionsvorhaben Dritter - etwa die Hälfte aller in- 
vestiven Ausgaben - entfällt nach der zugrunde 
gelegten mehrjährigen Finanzplanung 1970 bis 1974 
in den betrachteten fünf Jahren ein Anteil von 
durchschnittlich I 2 V 4 vH an den gesamten Bundes- 
ausgaben. Die Erhebung zum vorliegenden Investi- 
tionsprogramm hat erkennen lassen, daß der Bund 
mit seinen Finanzierungshilfen am Gesamtvolumen 
der geförderten Investitionsvorhaben im Schnitt mit 
etwa einem Drittel beteiligt ist. Der Gesamtbetrag 
der vom Bund geförderten Investitionsvorhaben 
dürfte demnach in den Jahren 1970 bis 1974 zwi- 
schen rd. 4 vH (1970) und rd. 5 vH (1974) des 
Bruttosozialprodukts betragen. 

Das Volumen der gesamten Investitionen des Bun- 
des einschließlich der militärischen Baumaßnahmen 
und Beschaffungen sowie der vom Bund geförderten 
Vorhaben anderer Investoren wird in allen Jahren 
mithin jeweils zwischen knapp 6 vH und knapp 
7 vH des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen er- 
reichen. 


Soll 

Soll 1) 


Schätzung 


1970 

1971 

1972 

1973 

1974 


- 

in Mrd DM - 


4,68 

5,70 

6,04 

6,23 

6,52 

6,52 

7,07 

8,16 

8,44 

9,38 

10,21 

12,58 

13,66 

14,28 

15,85 

21,41 

25,34 3) 

27,86 

28,95 

31,75 

89,35 4) 

100,14 

108,6 

117,6 

127,0 

678 

733 

— 

— 

895 

178 

192 





236 


Ml. Die Struktur des Investitionsprogramms 

1 . Die Struktur der Sachinvestitionen und der 

militärischen Baumaßnahmen und Beschaffungen 

Die Aufteilung der Sachinvestitionen nach Auf- 
gabenbereichen (Funktionen) zeigt eine deutliche 
Schwerpunktbildung beim Aufgabenbereich „Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesen" (vgl. Tabelle 1). Auf 
diese Funktion entfallen im Planungszeitraum zwi- 
schen 79 vH und 83 vH der gesamten Sachinvesti- 
tionen des Bundes, wobei sich folgende Aufgliede- 
rung ergibt: 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 



- 

in vH 

- 


Bundesstraßen 

42,0 

30,8 

^3o,r 

31,0 

3 I 74 

Bundes- 






autobahnen 

33,6 

41,6 

43,3 

43,6 

43,2 

Wasserstraßen 






und Häfen 

3,3 

3,2 

4,2 

4,4 

5,1 

Sonstiges ^) 

lr8 

3,0 

3,1 

2,9 

3,3 

Insgesamt 

80,7 ~ 

7873 

80,7 

Tl,^ 

83,0 


ü überwiegend für Flugsicherung; die Aufwendungen 
dafür verdoppeln sich 1971 gegenüber 1970 von 64,5 
auf 133,1 Mio DM und bleiben in den Folgejahren 
auf diesem Niveau. 

Der Rest der Sachinvestitionen entfällt überwiegend 
auf die Hauptfunktion „Allgemeine Dienste" mit 
einem von 14,3 vH (1970) auf 11,5 vH (1974) sin- 
kenden Anteil, 

Der Bundesfernstraßenbau macht somit ca. 75 vH 
der gesamten Bundesausgaben für Sachinvestitio- 
nen aus und ist damit einer der wesentlichen 
Schwerpunkte des mehrjährigen Investitionspro- 
gramms der Bundesregierung. Die Ausgabeansätze 
und Steigerungsraten sind: 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

Bundesfern- 
straßenbau 
(Mrd DM) 

3,54 

4,12 

4,43 

4,65 

4,87 

Steigerungs- 
rate (vH) 



16,4 

7,5 

4,9 

4,6 

Die Aufteilung 

der Sachinvestitionen 

nach 

institu- 


tionellen Gesichtspunkten, d, h. nach Einzelplänen 
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(vgl. Tabelle 2), deckt sich weitgehend mit der nach 
funktionellen Gesichtspunkten erfolgten Aufteilung. 
Der Bundesminister für Verkehr bewirtschaftet 
einen Anteil von rd. vier Fünfteln an den gesamten 
Bundesausgaben für Sachinvestitionen. 

Die Ausgaben für die militärischen Baumaßnahmen 
und Beschaffungen, ausnahmslos vom Bundesmini- 
ster der Verteidigung bewirtschaftet, werden aus 
systematischen Gründen nicht mit den Sachinvesti- 
tionen zusammengefaßt, weil Verteidigungsausga- 
ben im Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung zum Staatsverbrauch gerechnet werden. Den- 
noch ist es unter konjunkturpolitischen Aspekten 
sinnvoll, die militärischen Baumaßnahmen und Be- 
schaffungen zusammen mit dem Sachinvestitionsbe- 
reich zu betrachten. 

Der mögliche Einsatz der staatlichen Auftragsver- 
gabe im zivilen und militärischen Bereich im Dien- 
ste der Konjunkturpolitik läßt es angezeigt erschei- 
nen, auch Informationen über die sektorale und 
regionale Streuung der Investitionsvorhaben zur 
Verfügung zu stellen. Bei eventuellen konjunktur- 
politischen Maßnahmen können Erfordernisse der 
Strukturpolitik mitberücksichtigt werden. 

Im Schaubild 1 ist dargestellt, in welche einzelne 
Gewerbezweige - nach Angabe der bewirtschaften- 
den Stellen - die Mittel des Bundes für Sachinvesti- 
tionen sowie für militärische Baumaßnahmen und 
Beschaffungen fließen (vgl. Tabelle 3). 

Im Durchschnitt der Jahre 1971 bis 1974 entfallen 
von den Sachinvestitionen, den militärischen Bau- 
maßnahmen und Beschaffungen auf die Wirtschafts- 
bereiche , 

vH der Ausgaben 


- Hochbau 10,1 

- Straßenbau und sonstiger allgemeiner 

Tiefbau 30,0 

- Chemie 0,1 

- Maschinenbau 4,8 

- Fahrzeugbau 16,1 

- Elektrotechnik-Feinmechanik-Oplik 10,6 

- Sonstige im Inland^) 17,3 

- Ausländische Gewerbezweige 11,0 


100,0 

ü darunter hauptsächlich für Grundstückskäufe (rd. 13 
vH) 

Demnach partizipiert mit rd. 30 vH der inländische 
Tiefbau von allen Wirtschaftsbereichen am stärk- 
sten an den Investitionen des Bundes. Von den 
Tiefbauvorhaben des Bundes entfallen etwa 95 vH 
auf den Geschäftsbereich des Bundesverkehrsmini- 
sters, in dessen Einzelplan fast ausschließlich Tief- 
bauinvestitionen veranschlagt sind. Demgegenüber 
erhält der inländische Hochbau nur etwa 10 vH der 
Ausgaben für Sachinvestitionen und militärische 
Baumaßnahmen und Beschaffungen. 

Läßt man den militärischen Bereich außer Betracht, 
so verstärkt sich der Anteil des Gewerbezweigs 
Tiefbau auf einen jahresdurchschnittlichen Anteil 
von rd. 73 vH an den Sachinvestitionen, während 
der zivile Hochbau nach 7,1 vH im Jahre 1970 auf 
durchschnittlich 8,4 vH in den Folgejahren kommt. 
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Der Anteil des militärischen Hochbaus an allen 
Hochbaumaßnahmen des Bundes beläuft sich auf 
durchschnittlich 69 vH (absinkend von 74,5 vH in 

1970 auf 64,4 vH in 1974). 

Bei den Bauausgaben ist - anders als bei den Be- 
schaffungen - auch eine regionale Zuordnung zweck- 
mäßig. Im Schaubild 2 ist dargestellt, wie sich die 
Investitionen im Bereich des Hoch- und Tiefbaus 
auf die einzelnen Bundesländer verteilen. Die re- 
gionale Verteilung der Hochbauvorhaben des Bun- 
des richtet sich wegen des hohen Anteils der mili- 
tärischen Hochbauten am gesamten Hochbau des 
Bundes primär nach den Bedürfnissen des Vertei- 
digungsministeriums. In das Land Nordrhein-West- 
falen fließt von allen Bundesländern in den Jahren 

1971 und 1974 der größte Anteil an den jährlichen 
Gesamtausgaben des Bundes für eigene Hochbauten 
(vgl. Tabelle 4). In den dazwischen liegenden Jah- 
ren ist die Hochbautätigkeit des Bundes am stärk- 
sten in Schleswig-Holstein (1972) und Bayern (1973), 
jeweils dicht gefolgt von Nordrhein-Westfalen. 

Die regionale Verteilung der Tiefbauvorhaben des 
Bundes ist fast ausschließlich das Ergebnis der Stra- 
ßenbauplanungen des Bundesministeriums für Ver- 
kehr (vgl. Tabelle 5). 

2. Die Struktur der Finanzierungshilfen 

Auch die Finanzierungshilfen lassen sich nach ver- 
schiedenen Kriterien klassifizieren. Schaubild 3 und 
Tabelle 6 zeigen die Finanzierungshilfen des Bun- 
des in den Jahren 1971 bis 1974, unterteilt sowohl 
nach Ausgabearten als auch nach Empfängergrup- 
pen im öffentlichen Sektor und in den sonstigen 
Bereichen. Dabei zählen zum Öffentlichen Bereich 
im wesentlichen nur Länder und Gemeinden sowie 
die Sondervermögen Lastenausgleichsfonds und 
ERP, nicht jedoch die öffentlichen Unternehmen, 
wie z. B. Bundesbahn und Bundespost. Die Zahlen 
zeigen, daß für die öffentlichen Stellen in den 
Jahren bis 1972 ein geringerer Anteil als für die 
sonstigen Bereiche an den gesamten Finanzierungs- 
hilfen vorgesehen ist. In den folgenden Jahren 
kehrt sich die Tendenz um: 

Empfänger 



im öffentlichen 

in sonstigen 


Bereich 

Bereichen 


- in 

vH - 

1970 

437 

56,3 

1971 

42,3 

57,7 

1972 

49,5 

50,5 

1973 

52,3 

47,7 

1974 

53,5 

46,5 

Durchschnitt 
1971 bis 1974 

49,7 

50,3 


Innerhalb dieser beiden großen Gruppen dominie- 
ren bei den Finanzierungshilfen an öffentliche Stel- 
len die Zuweisungen mit weitem Abstand gegen- 
über den Schuldendiensthilfen und Darlehen. Die 
Finanzierungshilfen an die sonstigen Bereiche ver- 
teilen sich demgegenüber gleichmäßiger auf Dar- 
lehen (2,39 bis 2,69 Mrd DM), Zuschüsse (1,71 bis 
2,10 Mrd DM) und Schuldendiensthilfen (1,22 bis 
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Schaubild 1 


DieAusgoben des Bundes für Sachinvestitionen und militärische 
Baumaßnahmen und Beschaffun g en 

— aufgefcellt nach Oewerbezweigen — 
in den Rohren 1971 bis 197^- 
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Schaubild 2 pjg BauinvestitioneM des Bundes i97i 


— aufgeteilt nach Ländern — 
in Mrd. DM *) 


ßchleswig- 
H oistein 

burc 





Tiefbau 


Hochbau insges. 1,34 Mrd. DM 
Tiefbau insges. 3,93 Mrd. DM 


0 , 040 , 0 %, 


SaarlandV^ fl 


'^Vy/. TafbeJJen ^ und S 
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Schaubild 3 

Pie Finonzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer 3 nvesfcoren 

-aufgetellt nach Ausgobearlen- 

in den 30 h ren 1971 bis197«f in Mio DM (Klammerzahlen: vH -Anteile) 

FinanzierunqshUfen an 
ÖfFenfUchen Bereich 


davon: 

Schuldendiensthi/fcn 


DaHehen 


163,0 (1,3) 


1^6,8 (1,-1) 


^682.3 (S,f) 3 




132,1 (0,9) ?9,*t (0,5) 



551,5 (3,9) 


•.'llO'f/o; (7,0):; 


FinanzierunashUfen an 
sonstige Bereiche 

davon: 

Schu/dendiensthi/fen 


Da tj eben 


luschi/sse 




19 


I3,f) 



2033.S 


[ 12 , 8 ) 



-ZOKsflV»)- -'2090. 97 ü2)' 

1 ■ . I * . — » — . " — • — r 


mFm 


1971 


1972 


1973 


197*^ 
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2,03 Mrd DM). Am relativ starken Wachstum der Finanzierungshilfen breiter auf die einzelnen Auf- 
Schuldendiensthilfen 1) in den sonstigen Bereichen gabenbereiche gestreut sind als die Sachinvesti- 
ist der zunehmende Gebrauch dieser Art der In- tionen (vgl. auch Schaubild 4). Während diese beim 
vestitionsfinanzierung erkennbar. „Verkehrs- und Nachrichtenwesen" ihren absoluten 

Ein Vergleich der Tabellen 1 und 7 zeigt, daß die Schwerpunkt haben, verteilen sich die Finanzie- 
rungshilfen auf die einzelnen Aufgabenbereiche 
1) überwiegend für Zinsverbilligung folgendermaßen: 

Durchschnitt 
1971 1974 1971 bis 1974 

Aufgabenbereiche _ _ 

- Bildung, Wissenschaft und Forschung 14,4 23,3 20,9 

- Allgemeine Dienste (hauptsächlich Entwicklungshilfe) 22,2 16,4 17,5 

- Verkehrs- und Nachrichtenwesen 15,8 13,0 14,4 

- Wohnungswesen, Raumordnung, kommunale Gemeinschaftsdienste 10,5 9,7 11,0 

- Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbeförderung 11,0 9,2 10,1 


- Soziale Sicherung 
" Sonstige 


In jedem der Jahre 1971 bis 1974 entfallen auf die 
fünf wichtigsten Funktionen jeweils mehr als 10 vH 
der Gesamtsumme aller für Vorhaben anderer In- 
vestoren vorgesehenen Förderungsmittel des Bun- 
des. 

Auf Grund der von der Bundesregierung betonten 
Priorität von Bildung, Wissenschaft und Forschung 
wächst dieser Bereich besonders stark. Das wird vor 


in Höhe von 
sind Investitionen 
davon Finanzierungshilfen 
davon für Hochschulbau (vH) 

für Forschung außerhalb der Hochschulen 
(vH) 

Daraus wird deutlich, daß der Bund seine Investi- 
tionsausgaben für Bildung und Wissenschaft in etwa 
gleich großem Ausmaß steigert wie seine Gesamt- 
ausgaben dafür: 

Durchschnittliche Steigerungsrate (vH) 

Gesamtbereich 34,0 

Investitionen 33,6 

Diese Bildungsinvestitionen werden fast ausschließ- 
lich durch Gewährung von Finanzierungshilfen an 
die Träger dieser Vorhaben gefördert: Beim Hoch- 
schulbau in der Form von Zuweisungen an die Län- 
der (Gemeinschaftsaufgabe), bei der hochschulfreien 
Forschung an die Forschungsträger direkt. 

Im Bereich der Finanzierungshilfen kommt nach den 
Ausgaben für Bildung, Wissenschaft und Forschung 
den Ausgaben im Bereich der Allgemeinen Dienste 
die größte Bedeutung zu. Obwohl der Hauptanteil 
davon für Entwicklungshilfe bestimmt ist (13 vH 
aller Finanzierungshilfen im Jahresdurchschnitt 1971 
bis 1974) und somit voll in das Ausland abfließt, 
- überwiegend als Kapitalhilfe in Höhe von 


1970 

1971 

1972 

in Mrd DM 

1973 

1974 

1,19 

1,32 

1,41 

1,54 

1,78 


8,9 

10,9 

9,9 

17,2 

17,5 

16,2 

löo.oT 

Toäo 

100,0 


allem daran deutlich, daß sich der Anteil der Finan- 
zierungshilfen für Bildungs- und Forschungsinvesti- 
tionen an den gesamten Finanzierungshilfen inner- 
halb weniger Jahre verdoppelt. Von 12,3 vH im 
Basisjahr 1970 steigt der Anteil auf 25,3 vH im 
Endjahr 1974. Von den im Finanzplan 1970 bis 1974 
ausgewiesenen Gesamtausgaben für Bildung und 
Ausbildung, Wissenschaft und Forschung 


1970 

1971 

- in 

1972 
Mio DM 

1973 

1974 

3 222,4 

4 637,8” 

6 614^ 

8 350,3 

10 293,4 

1 320,6 

1 892,1 

2 845,3 

3 325,5 

4 116,5 

1 256,5 

1 805,0 

2 747,3 

3 219,2 

4 006,5 

(64,9) 

(56,5) 

(58,2) 

(55,9) 

(49,9) 

(32,2) 

(38,5) 

(37,5) 

(39,5) 

(45,8) 


ergibt sich daraus dennoch eine erhebliche konjunk- 
turpolitische Wirkung. Zwar ist nur ein Anteil von 
ca. 8 vH der Kapitalhilfemittel an Lieferungen deut- 
scher Waren gebunden, der Großteil von ca. 80 vH 
fließt jedoch über internationale Ausschreibungen 
als Aufträge an die deutsche Wirtschaft zurück. 
Diese Aufträge kommen vorwiegend der Investi- 
tionsgüterindustrie zugute. 

Unter den anderen Hauptfunktionen ragt wegen 
steigenden Anteils an den gesamten Finanzierungs- 
hilfen lediglich der Sozialbereich hervor, jedoch nur 
deshalb, weil im Gegensatz zum mehrjährigen In- 
vestitionsprogramm für die Jahre bis 1973 die Woh- 
nungsbauprämien als zum Bereich Sparförderung 
und Vermögensbildung gehörend hier eingestellt 
wurden. Die Verdoppelung von 1970 (810 Mio DM) 
bis 1974 (1600 Mio DM) bei den Ausgaben für Woh- 
nungsbauprämien erklärt den von 8,9 vH auf 10,9 
vH steigenden Anteil des Sozialbereichs an den ge- 
samten Finanzierungshilfen. 

Im Verkehrs- und Nachrichtenwesen erfüllt der 
Bund weitere wichtige Aufgaben durch die Vergabe 
von Finanzierungshilfen, vor allem für Flughafen- 
bau und Verbesserung der kommunalen Verkehrs- 
verhältnisse. Die Finanzierungshilfen an die Ge- 
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meinden sind an das voraussichtliche Aufkommen 
an Mineralölsteuer gebunden, das zu einem gewis- 
sen Teil hierfür verwendet werden muß. Dabei wird 
die Verteilung auf den kommunalen Straßenbau 
und den öffentlichen Personennahverkehr (Schienen- 
verkehr) nach dem noch zu verabschiedenden Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz bestimmt. 

Die institutionelle Aufteilung der Finanzierungs- 
hilfen (nach Einzelplänen, vgl. Tabelle 8) entspricht 
weitgehend der funktionalen Zuordnung. Allein auf 
die Einzelpläne Bildung und Wissenschaft (31), Ver- 
kehr (12), Städtebau (25), Wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit (23) und Ernährung (10) entfallen in den 
vier betrachteten Jahren jeweils rd. 75 bis 80 vH 
aller Finanzierungshilfen des Bundes. 


IV. Die konjunkturpolitische Flexibilität 

des investitionsprogramms I 

1. Allgemeines | 

Die Ausrichtung der staatlichen Investitionstätig- ; 
keit auf die Zielsetzungen des Stabilitäts- und i 
Wachstumsgesetzes ist ein wesentliches Element i 
einer konjunkturgerechten Finanz- und Haushalts- ; 
Politik. I 

Auf der Nachfrageseite kann der Bund im Sinne | 
dieser Zielsetzung zu einer konjunkturellen Stabi- 
lisierung beitragen, indem er - in bestimmten, durch 
die öffentliche Aufgabenerfüllung gezogenen Gren- 
zen - direkt seine eigene Güternachfrage und/oder 
indirekt die Nachfrage anderer Wirtschaftssubjekte 
mit den konjunkturellen Erfordernissen in Einklang 
bringt. Die eigene Güternachfrage kann der Bund 
kurzfristig hauptsächlich durch Vorziehen oder : 
Strecken von Investitionsvorhaben variieren. Die 
Nachfrage anderer kann der Bund dagegen mit 
einer Vielzahl verschiedener Instrumente beeinflus- | 
sen, u. a. durch Variierung der Finanzierungshilfen | 
für Vorhaben anderer Investoren. 

Die vom Bund entfaltete oder geförderte Investi- 
tionsgüternachfrage wird im wesentlichen zu dem ! 
Zeitpunkt konjunkturell wirksam, in dem die ent- 
sprechenden Aufträge an die Hersteller erteilt wer- 
den. Die kassenmäßige Abwicklung eines Auftrages 
- die Ausgabe - ist unter diesem Gesichtspunkt erst 
in zweiter Linie von Bedeutung. Eine antizyklische 
Finanzpolitik, die im Investitionsgüterbereich an- 
setzt, wird daher stärker auf eine Variierung der | 
Aufträge statt der Ausgaben gerichtet sein müssen, i 

I 

Eine Grundlage für Entscheidungen in dieser Rieh- ! 
tung wird durch die vorliegende Erhebung geboten. ! 
Sie gibt insbesondere Antwort auf die Frage nach j 
dem maximalen Spielraum für eine antizyklische ' 
Finanzpolitik auf der Grundlage der Investitions- 
ausgaben im Finanzplan des Bundes. Dabei ist je- i 
doch zu berücksichtigen, daß damit nur der Rahmen | 
vorgegeben wird, innerhalb dessen die der jeweili- 
gen Situation entsprechenden Entscheidungen ge- 
fällt werden können. Die Möglichkeiten eines zeit- 
lichen Vorziehens können dabei aus erhebungstech- j 


nischen Gründen relativ genau bestimmt werden, 
während der Umfang der zu streckenden Maßnah- 
men nur aufgrund von Schätzungen aufgezeigt wer- 
den kann. Dabei ist davon ausgegangen worden, 
daß es möglich ist, alle noch nicht vergebenen Auf- 
träge und noch nicht erteilten Zusagen grundsätz- 
lich zeitlich zu verschieben. Für eine solche Ent- 
scheidung wird unterstellt, daß die konjunkturelle 
Situation ein Zurücktreten aller anderen staatlichen 
Zielsetzungen hinter das konjunkturpolitische Ziel 
zwingend gebietet. 

2. Der Rahmen einer expansiven Politik 

a) Sachinvestitionen und militärische 
Baumaßnahmen und Beschaffungen 

Bei der Untersuchung der Möglichkeiten einer 
expansiven Politik in diesem Bereich geht es darum 
festzustellen, in welchem Ausmaß der Bund ^) bei 
einer entsprechenden konjunkturellen Lage seine 
Auftragsvergabe kurzfristig erhöhen kann. 

Die Auswertung der Erhebung hat ergeben, daß 
über die Auftragsvergabe unter normalen Umstän- 
den hinaus im ersten Halbjahr 1971 durch Vorzie- 
hen bei der Vergabe zusätzliche Aufträge im Wert 
von rd. 1,6 Mrd DM vergeben werden können, wenn 
sich zu Beginn des Jahres 1971 die Notwendigkeit 
zu größtmöglicher Beschleunigung der Auftragsver- 
gabe ergibt und ein entsprechender Beschluß der 
Bundesregierung vorliegt Dies würde im Jahre 
1971 eine zusätzliche Ausgabe des Bundes von rd. 
1 Mrd DM bedeuten. Für das zweite Halbjahr 1971 
ergeben sich Möglichkeiten zum Vorziehen von 
Aufträgen, deren Vergabe erst für spätere Jahre 
vorgesehen ist, in etwas geringerem Ausmaß. Höch- 
stens in dieses Halbjahr vorziehbar wären Aufträge 
im Wert von rd. 1,4 Mrd DM, was im Jahre 1971 
nicht mehr zu haushaltsmäßigen Auswirkungen füh- 
ren würde. Nimmt man die Zahlen für beide Halb- 
jahre zusammen, so ergibt sich ein Volumen an 
vorziehbaren Aufträgen von rd. 3 Mrd DM mit 
Mehrausgaben von rd. einer Mrd DM. Die vorzieh- 
baren Auftragsvergaben entsprechen sowohl für 
das erste Halbjahr 1971 als auch für das ganze Jahr 
etwa 20 vH des ohnedies geplanten Auftrags- 
volumens. Beschränkt man sich auf die Sachinvesti- 
tionen und läßt den Militärbereich, der wenig 
flexibel ist, außer Betracht, so steigt das vorzieh- 
bare Auftragsvolumen auf fast 50 vH an. 

Erweitert man die Möglichkeiten einer expansiven 
Politik auf das Jahr 1972, so könnten innerhalb von 
24 Monaten zusätzliche Aufträge in Höhe von rd. 
4,5 Mrd DM vergeben werden. Bis Ende 1972 be- 
trüge in diesem Fall die kassenmäßige Mehraus- 
gabe des Bundes für diese Aufträge knapp 3 Mrd 
DM. 

1) ohne Deutsche Bundesbahn und Bundespost 

2) Die hier genannten Zahlen ergeben sich aus der Aus- 
wertung von ca. 2500 Erhebungsbogen. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß im Zeitpunkt der Entschei- 
dung über das Vorziehen von Aufträgen die tech- 
nischen, personellen und haushaltsmäßigen Voraus- 
setzungen geschaffen werden können. 
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Eine nähere Aufschlüsselung der Investitionsvor- 
haben des Bundes, deren Zuschlagserteilung vorge- | 
zogen werden könnte, zeigt Tabelle 9 im Anhang. 

Bei den Sachinvestitionen des Bundes sowie den 
militärischen Baumaßnahmen und Beschaffungen, 
die nach dieser Untersuchung für eine expansive 
Politik geeignet sind, handelt es sich nur um solche 
Vorhaben, die in der Finanzplanung 1970 bis 1974 
vorgesehen sind. 

Nach den Erfahrungen der Vergangenheit kann da- 
von ausgegangen werden, daß die Unternehmen die | 
Abwicklung öffentlicher Aufträge in Zeiten einer 
konjunkturellen Absdiwächung schon von sich aus 
beschleunigen. Denn in vielen Fällen werden öffent- 
liche Aufträge offenbar als eine Art „Konjunktur- 
reserve" betrachtet, deren Ausführung je nach Auf- 
tragslage beschleunigt oder verzögert wird. 

Dennoch darf nicht übersehen werden, daß die Ka- 
pazitäten der Detailplanung (Planung der Einzel- , 
Objekte bis zur Vergabereife) in den meisten Be- 
reichen nicht ausreichen, um über das zur Durch- 
führung der im Finanzplan vorgesehenen Investi- 
tionsvorhaben erforderliche Planungssoll hinaus 
noch erhebliche zusätzliche Planungsreserven zu 
schaffen. Im Gegenteil: In einzelnen Bereichen be- 
stehen sogar eher Planungslücken als Planungs- 
reserven. 

In besonderem Maße gilt dies für den Bau militäri- 
scher Anlagen. Hier bilden die Kapazitäten der 
Detailplanung - insbesondere bei den unter Per- 
sonalknappheit leidenden Finanzbauämtern - einen 
Engpaß. Daher besteht schon in Zeiten einer gleich- 
gewichtigen Wirtschaftsentwicklung ein Zwang zu 
größtmöglicher Beschleunigung der Detailplanung. 
Für eine Beschleunigung der Auftragsvergabe im 
Falle einer konjunkturellen Abschwächung ist dies 
eine unabdingbare Voraussetzung. Trotz der noch 
bestehenden Planungsengpässe dürfte die gegen- 
wärtige Situation vergleichsweise günstig sein, 
nachdem als Folge der restriktiven Haushaltsfüh- 
rung in den Jahren 1969 und 1970 eine Reihe von 
Investitionsaufträgen nicht wie geplant erteilt wer- 
den konnte. Die Bundesregierung ist bemüht, die , 
Planungsreserven zu erhöhen und einen ausreichen- 


den Vorrat vergabereifer Investitionsobjekte zu 
schaffen. 

b) Finanzierungshilfen 

Die Frage nach den Möglichkeiten einer expansiven 
Politik im Bereich der Finanzierungshilfen ist 
schwieriger und unsicherer zu beantworten als die 
entsprechende Frage im Bereich der übrigen In- 
vestitionen. 

Durch eine Verstärkung der Finanzierungshilfen 
kann die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage nur 
in dem Umfang gesteigert werden, in dem es für 
die Empfänger der Finanzierungshilfe möglich und 
vorteilhaft ist, die Investitionsgüternachfrage zu 
verstärken. Die Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
ist zwar eine notwendige, nicht aber eine hinrei- 
chende Bedingung für eine Verstärkung der ge- 
förderten Investitionsgüternachfrage. In den mei- 
sten Fällen spielen für Investitionsentscheidungen 
zahlreiche weitere Kriterien eine Rolle. 

Etwa ein Achtel der Finanzierungshilfen des Bun- 
des - nämlich 1,6 Mrd DM in 1971, ansteigend auf 
2,1 Mrd DM in 1974 - fließt als Entwicklungshilfe 
ins Ausland und fällt somit für eine direkte anti- 
zyklische Finanzpolitik in der Bundesrepublik von 
vornherein aus. Zwar fließen von den den Entwick- 
lungsländern gewährten Kapitalhilfeleistungen - 
wie oben erwähnt - ca. 80 vH wieder ins Inland 
zurück und als Aufträge vorwiegend der Investi- 
tionsgüterindustrie ZU; eine Beeinflussung dieser 
Leistungen ist jedoch aus entwicklungs- und außen- 
politischen Gründen nur in engem Rahmen möglich. 
Bei anderen Finanzierungshilfen kann im Einzelfall 
die innenpolitische Priorität so hoch sein, daß kon- 
junkturpolitische Motive bei der Bemessung dieser 
Investitionen kaum zum Zuge kommen. Auch bei 
den Schuldendiensthilfen, die der Abwicklung be- 
reits durchgeführter Maßnahmen dienen, und bei 
anderen Zahlungen, wie z. B. den Wohnungsbau- 
prämien, ist eine konjunkturelle Beeinflussung fast 
unmöglich. 

Die Erhebung hat ergeben, daß bei den Finanzie- 
rungshilfen für ein Vorziehen der Zusagen aus kon- 
junkturellen Gründen ein erheblicher Spielraum 
verbleibt. Dies läßt die folgende Tabelle erkennen. 
Nähere Angaben enthält Tabelle 10 im Anhang. 


Der Rahmen für expansive konjunkturpoiitische Maßnahmen bei den Finanzierungshilfen 

für Investitionsvorhaben Dritter 


1971 1972 

l.Halbj. 2. Halbj. 1. Halbj. 2. Halbj. 
- in Mrd DM - 


Ausgaben gemäß Finanzplan 
Geplante Zusagen 

Vorziehbare Zusagen aus späteren Halbjahren 
(ggf. Saldo) 

Haushaltsmäßige Auswirkungen (Mehrkosten) 
der vorgezogenen Zusagen (ggf. Saldo) 


12,58 

9,61 4,66 

2,21 1,41 


13,66 

9,21 4,80 

1,69 0,64 


1,09 


0,66 


1) Aufteilung der im Finanzplan vorgesehenen Ausgaben 
nach dem Zeitpunkt der ursprünglich beabsichtigten 
Zusagen 
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Die Tabelle zeigt, daß im ersten Halbjahr 1971 zu- 
sätzliche Neuzusagen an Finanzierungshilfen für 
Investitionsvorhaben Dritter in Höhe von ca. 23 vH 
der „normalen" Zusageereilung möglich sind. Im 
zweiten Halbjahr sind es sogar rd. 30 vH, so daß 
sich für 1971 insgesamt ein Zusatzvolumen von 
25 vH ergibt. Für diese zusätzlichen Zusagen in 
Höhe von rd. 3,6 Mrd DM betragen die kassen- 
mäßigen Ausgaben im Jahre 1971 etwa ein Drittel 
des vorgezogenen Zusagevolumens. In 1972 ist der 
zusätzliche Spielraum naturgemäß erheblich gerin- 
ger, 

3. Der Rahmen einer kontraktiven Politik 

a) Sachinvestitionen und militärische 
Baumaßnahmen und Beschaffungen 

j 

Die Untersuchung bezieht sich auf die technischen 
Möglichkeiten einer kontraktiven Vergabepolitik | 
im investiven Bereich. Das Abwägen der Dringlich- | 


keit der öffentlichen Aufgabenerfüllung und der 
Erfordernisse der Beeinflussung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung muß in jedem Einzelfall 
der politischen Wertung Vorbehalten bleiben. 

Unter diesem rein technischen Gesichtspunkt er- 
scheinen die Möglichkeiten einer kontraktiven Poli- 
tik nicht ungünstig. Unterstellt man, daß alle Auf- 
träge, die am 1. Januar 1971 noch nicht vergeben 
sind, um mindestens ein halbes Jahr verschoben 
werden können, so ergibt sich mit dem Auftrags- 
volumen des 1. Halbjahres 1971 in Höhe von rd. 
8,1 Mrd DM theoretisch eine Verfügungsmasse im 
gleichen Ausmaß. Würde man den Vergabestop auf 
das ganze Jahr 1971 ausdehnen, so betrüge das 
Auftragsvolumen 14,8 Mrd DM. Setzt man voraus, 
daß nach Aufhebung des Vergabestops der ur- 
sprünglich geplante Vergabefluß - lediglich mit 
einer Periodenverschiebung - erfolgt, so entspre- 
chen die haushaltsmäßigen Auswirkungen etwa dem 
Auftragsvolumen während der Periode. Näheres 
zeigt die folgende Tabelle; 


Maximale kontraktive konjunkturpolitische Möglichkeiten bei Sachinvestitionen und 
militärischen Baumaßnahmen und Beschaffungen 



1971 

1972 

1973 

1974 



- in Mrd DM - 


Ausgaben gemäß Finanzplan 
davon 

12,8 

14,2 

14,7 

15,9 

- für Aufträge aus der Vergangenheit 

6,5 

2,7 

1,2 

0,4 

- für Auftragsvergaben ab 1. Januar 1971 

6,3 

11,5 

13,5 

15,5 


b) Finanzierungshilfen \ 

Im Bereich der Finanzierungshilfen liegt der An- ! 
satzpunkt für eine kontraktive Stabilisierungspoli- | 
tik darin, daß der Bund die Übernahme neuer Zah- ] 
lungsverpflichtungen zeitweilig einschränkt oder , 
vollständig aussetzt. Da die Finanzierungshilfen des ' 
Bundes im Durchschnitt etwa ein Drittel der Ge- j 
samtkosten der geförderten Investitionsvorhaben , 
betragen, dürfte es den Investoren in den meisten ' 
Fällen nicht möglich sein, eine unterlassene Förde- : 
rung des Bundes durch andere Finanzierungsformen j 
zu ersetzen. Man kann daher im allgemeinen davon 
ausgehen, daß die Investitionsvorhaben, für die 
eine Finanzierungshilfe des Bundes erwartet wird, 
nicht begonnen werden, wenn die Zahlungszusage 
des Bundes ausbleibt. 

Für die beiden Halbjahre 1971 waren Zusagen des ; 
Bundes in Höhe von rd. 9,6 Mrd DM bzw. 4,7 Mrd 
DM vorgesehen. Diese Zahlen entsprechen - grob i 
gerechnet - einem Auftragsvolumen von insgesamt : 
knapp 40 Mrd DM. 

Für das Jahr 1972 sind Verpflichtungen des Bundes 
in Höhe von rd. 14 Mrd DM für ein Investitions- 
volumen von ebenfalls rd. 40 Mrd DM vorgesehen. 
Mithin kann davon ausgegangen werden, daß in 
den beiden Jahren 1971 und 1972 die Vergabe von 
Investitionsaufträgen im Wert von rd. 80 Mrd DM 
beeinflußbar ist, wenn der Bund in diesem Zeit- ! 
raum Zusagen zur Zahlung von Finanzierungshilfen ! 
unterläßt. 


Hierbei handelt es sich um rechnerische Größen, 
die nur für eine Situation relevant sind, in der 
- wie oben erwähnt - das konjunkturpolitische Ziel 
vor alle anderen staatlichen Zielsetzungen gestellt 
wird. 

Da der Bund mit dem Instrument der Finanzierungs- 
hilfen ein beachtliches Volumen der Investitions- 
güternachfrage induziert, kann er durch Einschrän- 
kungen bei der Übernahme neuer Zahlungsver- 
pflichtungen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
spürbar dämpfen. 


V. Zusammenfassende Schlußbetrachtung 

1. Die mehrjährigen Investitionsprogramme stellen 
ein Instrument dar, mit dessen Hilfe die Bun- 
desregierung in die Lage versetzt wird, einer 
Gefährdung des gesamtwirtschaftlichen Gleich- 
gewichts durch Raffen oder Strecken von In- 
vestitionsmaßnahmen rechtzeitig und gezielt zu 
begegnen. Dadurch dürfen jedoch die mit den 
Investitionen mittelfristig verfolgten Ziele - na- 
mentlich der weitere Ausbau der Infrastruktur - 
nicht beeinträchtigt werden. 

2. Die mehrjährigen Investitionsprogramme stellen 
eine wichtige Verbesserung des konjunkturpoli- 
tischen Instrumentariums dar. Der Wert des vor- 
liegenden Programms liegt in den Globalinfor- 
mationen zur Struktur der Investitionsausgaben 
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und vor allem zu ihrer konjunkturpolitischen 
Flexibilität. 

3. Das vorliegende Investitionsprogramm umfaßt 
rd. ein Viertel der Gesamtausgaben im Finanz- 
plan des Bundes 1970 bis 1974. Davon entfallen 
rd. 5 vH auf die Sachinvestitionen, 7 vH auf die 
militärischen Baumaßnahmen und Beschaffungen 
und etwa 12 vH auf die Finanzierungshilfen des 
Bundes für Vorhaben anderer Investoren. 

4. Die Sachinvestitionen haben ein Volumen von: 


1970 

1971 

1972 

in Mrd DM 

1973 

1974 

4,68 

5,30 

6,04 

6,23 

6,52 


Davon entfallen auf die Durchschnittsanteil (vH) 
Aufgabenbereiche J^70 bis 1974 

- Verkehrs- und Nachrichtenwesen 81 

- Allgemeine Dienste 13 

- Sonstige 6 

5. Die militärischen Baumaßnahmen und Beschaf- 
fungen haben ein Volumen von: 


1970 

1971 

1972 

in Mrd DM 

1973 

1974 

6,52 

7,07 

8,16 

8,44 

9,38 


6. Von den Sachinvestitionen, den militärischen 
Baumaßnahmen und Beschaffungen entfallen im 
Durchschnitt der Jahre 1971 bis 1974 die Auf- 
träge auf die Wirtschaftsbereiche: 


vH der Ausgaben 

- Hochbau 

10,1 

- Straßenbau und sonstiger Tiefbau 

30,0 

- Chemie 

0,1 

- Maschinenbau 

4,8 

- Fahrzeugbau 

16,1 

- Elektro-Feinmechanik-Optik 

10,6 

- Sonstige im Inland 

17,3 

- Ausländische Wirtschaftsbereiche 

11,0 


100,0 


Die Finanzierungshilfen haben 

ein Volumen von: 

1970 

1971 1972 

1973 

1974 


- in Mrd DM 

- 


10,21 

12,58 13,66 

14,28 

15,85 


Davon entfallen auf die Durchschnittsanteil in 

Aufgabenbereiche vH an den Ausgaben 

1971 bis 1974 

- Bildung, Wissenschaft und 

Forschung 20,9 

- Allgemeine Dienste 17,5 

- Wohnungswesen, Raumordnung, 
kommunale Gemeinschaftsdienste 11,0 

- Verkehrs- und Nachrichtenwesen 14,4 
” Energie- und Wasserwirtschaft, 

Gewerbeförderung 10,1 

- Soziale Sicherung 9,9 

- Sonstige 16,2 

1ÖÖ,0 


Die Finanzierungshilfen fließen bis 1972 zum 
größeren Teil in den nichtöffentlichen Bereich, 
danach überwiegend in den öffentlichen Sektor 
(Durchschnitt in den Jahren 1971 bis 1974: 
49,7 : 50,3 vH zugunsten des nichtöffentlichen 
Bereichs). 

Während Schuldendiensthilfen, Darlehen und 
Zuschüsse bei den Finanzierungshilfen an den 
nichtöffentlichen Bereich etwa dieselbe Dimen- 
sion haben, dominieren bei den Zahlungen an 
öffentliche Stellen die Zuweisungen. 

8. Eine expansive Finanzpolitik ist auf der Grund- 
lage dieses Programms nach der gegenwärtig 
gegebenen Sachlage möglich. Im Bereich der 
Sachinvestitionen und der militärischen Baumaß- 
nahmen und Beschaffungen könnten Aufträge 

1971 1971/1972 

1. Halbj. 2. Halb], Insgesamt 
“ in Mrd DM - 

in Höhe 

von 1,6 1,4 4,5 

vorgezogen werden. 

Hinsichtlich der Finanzierungshilfen wurde in 
der Untersuchung festgestellt, daß im Jahre 1971 
ein zusätzliches Volumen von 25 vH zugesagt 
werden könnte, wenn die oben erwähnten zu- 
sätzlichen Bedingungen im Einzelfall gegeben 
sind. 

9. Das Investitionsprogramm läßt andererseits in 
dem aufgezeigten Umfang auch eine zeitliche 
Variierung im Sinne einer kontraktiven Finanz- 
politik zu. Die Entscheidung, in welchen Berei- 
chen eine Verzögerung der Auftragsvergabe am 
zweckmäßigsten erfolgen sollte, muß in der je- 
weiligen Situation nach der gegebenen Sachlage 
getroffen werden. Für die politische Entschei- 
dung über die ggf. notwendigen Eingriffe bei 
der Durchführung des Investitionsprogramms 
bietet diese Darstellung eine sachlich fundierte 
und transparente Grundlage. 

10. Zum wirkungsvollen Einsatz des antizyklischen 
Instruments der mehrjährigen Investitionspro- 
gramme ist es erforderlich, das Investitionspro- 
gramm des Bundes mit den entsprechenden Pro- 
grammen aller Gebietskörperschaften zu koordi- 
nieren. Bestrebungen in dieser Richtung sind 
z. Z. im Gange. Je besser eine diesbezügliche 
Abstimmung gelingt, desto wirkungsvoller kön- 
nen die mehrjährigen Investitionsprogramme in 
konjunkturpolitischer Hinsicht eingesetzt wer- 
den. 

11. Die Erhebungen zu den Investitionsvorhaben 
haben gezeigt, daß in vielen Bereichen die Kapa- 
zitäten der Detailplanung nicht ausreichen, um 
in genügendem Umfang Reserven an durchge- 
planten Vorhaben zu schaffen. Mittels einer 
schrittweisen Vergrößerung der Planungskapa- 
zitäten wird sich die erforderliche konjunktur- 
politische Effizienz bei den Investitionsvorhaben 
des Bundes steigern lassen. 
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Drucksache VI/ 1698 


Tabellen-Anhang 


Tabelle 1 


Die Sachinvestitionen des Bundes 

- aufgeteilt nach Aufgabenbereichen (Funktionen) - 
in den Jahren 1970 bis 1974 in Mio DM 


r\c?i II 1“ 

ziffer 

Funktion 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

0 

Allgemeine Dienste 

davon namentlich: 

667,0 

j 

1 

1 756,8 

776,9 

776,9 

746,3 

01 

- Politische Führung und zentrale Verwaltung 

(92,3) 

(123,0) 

(154.3) 

(154,5) 

(157,6) 

032 

- Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

j (121,0) 

(105,0) 

(101,5) 

(88,0) 

(85,5) 

033 

- Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 

(218,4) 

(217,0) 

(215,0) 

(211,0) 

1 (212,0) 

034 

- Zivile Verteidigung 

1 (81,4) 

1 (118,5) 

(128,3) 

(131,6) 

(133,0) 

04 

- öffentliche Sicherheit und Ordnung 
(überwiegend Bundesgrenzschutz) 

i (77,7) 

(97,7) 

(103,6) 

(94,9) 

(85,7) 

1 

16/17 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, kuiturelie 
Angelegenheiten 

(ausschließlich Forschung außerhalb der 
Hochschulen, ohne Forschung im Geschäfts- 
bereich BMVtdg) 

davon namentlich: 

64,1 

i 

87,1 

i 

i 

98,0 

106,3 

110,0 

171 

- Wirtschaft einschließlich Infraktruktur 

(29,5) 

(38,6) 

' (37,8) 

! (32,5) 

1 (34,5) 

174 

- Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

! (20,2) 

(35,4) 

(36,9) 

I (32,7) 

; (24,6) 

175 

- Soziale Fragen, Arbeitsmarkt, Gesundheits- 
wesen 

i (2.7) 

i (8.4) 

(20,1) 

I (38,3) 

I 

1 (46,3) 

2 

Soziaie Sicherung, soziaie Kriegsfoige- 
aufgaben, Wiedergutmachung 

14,0 

18,6 

16,3 

12,2 

11,7 

3 

Gesundheit, Sport, Erholung 

0,2 

- 

1,5 

3,0 

5,0 

4 

Wohnungswesen 

- 

0,8 

0,6 


_ 

5 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

0,5 

' 0,6 

2,5 

0,3 

1 0,5 

6 

Energie und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen 

davon namentlich: 

87,5 

257,9 

155,0 

154,2 

152,2 

634 

“ Rohölbevorratung durch den Bund 

- 

(150,0) 

(150,0) 

(150,0) 

(150.0) 

621 

- Uranversorgungsmaßnahmen 

(80,0) 

(102,8) 

(0,1) i 

(0.1) 

(0,1) 

7 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

davon namentlich: 

3.774,5 

4.477,7 

4.874,6 

5.106,1 

5.408,6 

721 

- Bundesautobahnen 

(1.573,7) 

(2.370,9) : 

(2.615,0) ; 

(2.718,0) 

(2.817,7) 

722 

- Bundesstraßen 

(1.966,2) 

(1.751,3) 

(1.818,0) 

(1.934,0) 

(2.048,7) 

73 i 

- Wasserstraßen und Häfen 

[ 

(153,5) 

(183,4) 

(255,7) j 

(276,6) 

(335,3) 

8 

Wirtschaftsunternehmen, allgemeines Grund- 
und Kapitalvermögen, Sondervermögen 

70,9 

95,7 

114,5 

94,9 

83,5 


Insgesamt 

4.678,7 

5.695,2 

6.039,9 

6.231,9 

6.517,8 
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Tabelle 2 


Die Sachinvestitionen des Bundes 

- aufgeteilt nach Einzelpiänen - 
in den Jahren 1970 bis 1974 in Mio DM 


! 

1970 i 

1971 ' 

1972 ! 

1973 

1974 

01 

Bundespräsidialamt 


0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

02 

Bundestag 

8,7 

2,8 

2,3 

3,8 

6,0 

03 

Bundesrat 

0,1 

1 

- 

j 


04 

Bundeskanzleramt 

3,5 

1 13,8 

38,6 

43,2 

24,9 

05 

Auswärtiges Amt 

32,8 

39,7 

36,8 

39,0 

39,6 

06 

Inneres 

89,4 

136,1 

140.7 

120,4 

147,0 

07 

Justiz 

2,1 

3,5 

5,4 

5,7 

2,0 

08 

Finanzen 

94,1 

1 121,6 

1 

148,1 

129,8 

! 130,8 

09 

Wirtschaft 

39,6 

193,4 

188,8 

186,9 

188,1 

10 

Ernährung 

20,7 

1 36,0 ■ 

39,4 

33,0 

25,1 

11 

Arbeit 

1 5,2 

5,0 

1 2,2 

0,2 

1 0,2 

12 

Verkehr ^ 

i 3.772,5 

j 4.456,9 

4.856,7 

5.097,0 

5.370,8 

13 

Post- und Fernmeldewesen 

- 

- 

- 



14 

Verteidigung 

164,9 

166,8 

i 144,8 

131,4 

128,9 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 

1 3,9 

10,4 

1 23,1 ^ 

40,3 

50,8 

19 

Bundesverfassungsgericht 

1 0.6 

- 

- 


- 

20 

Bundesrechnungshof 

i Ü,1 

- 




23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

0,4 

0,8 

0,1 

0,2 

0,2 

25 

Städtebau und Wohnungswesen 

0,3 

0,8 

0,6 

- 

- 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

I 

2,2 

0,4 

0,2 

0,2 

31 

Bildung und Wissenschaft 

87,9 

103,6 

0,5 

0,1 

0,1 

32 

Bundesschuld 

' 0,2 

1 

- 

- 

1 

33 

Versorgung 


1 ^ 

- 

- 

- 

35 

Verteidigungslasten 

218,4 

! 217,0 

215,0 

211,0 

' 212,0 

36 

Zivile Verteidigung 

81,4 

1 118,5 

128,3 

131,6 

133,0 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

50,9 

66,0 

68,0 

58,0 

58,0 


Insgesamt 

' 4.678,7 

5.695,2 

6.039,9 

6.231 ,9 

1 6.517,8 

1 
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Tabefle 3 


Die Ausgaben des Bundes für Sachinvestitionen und militärische Baumaßnahmen und Beschaffungen 

- aufgeteilt nach Gewerbezweigen - 
in den Jahren 1971 bis 1974 


Gewerbezweig 

1971 

' Mrd. DM v.H. 

1972 

Mrd. DM v.H. 

1973 

Mrd. DM v.H. | 

1974 

Mrd. DM v.H. 

Hochbau 

1.34 

10,5 

1,54 

10,8 1 

1,50 

10,2 

1,43 

9.0 

Straßenbau und sonstiger allgemeiner 
Tiefbau 

3.93 

30,8 

4,22 

29,7 ! 

4,44 

30,3 

4,70 

29,6 

Chemie 

0,02 

0,2 

0,02 

0,1 

0,02 

0,1 

0,02 

0,1 

Maschinenbau 

0,52 

4,1 

0,68 

4,8 

0,75 

5.1 

0,84 

5,3 

Fahrzeugbau 

2,05 

16,1 

2,21 

15,6 

2,32 

15,8 

2,66 

16,7 

Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik 

1,14 

8,9 

1,52 

10,7 

1,64 

11,2 

1,81 

11.4 

Sonstige inländische Gewerbezweige 

2,28 

17,9 

2,53 

17,8 

2,38 

16,2 

2,69 

16,9 

Ausländische Gewerbezweige 

1,48 

11,6 

1,48 

10,4 

1,61 

11,0 

1,75 

11,0 

Insgesamt (Differenzen durch Rundung) 

12,77 

100,0 

14,20 

100,0 

14,67 

100,0 

15,90 

100,0 


Zu den Ausgaben aus dem Bundeshaushalt für militärische Zwecke können noch die Mittel aus dem 
NATO-Haushalt für Baumaßnahmen des Bundesministers der Verteidigung in Höhe von 

1970 1971 1972 1973 1974 

- In Mio DM - 

203,2 283,6 480,5 550,8 365,6 

gerechnet werden, die fast ausschließlich für Hochbaumaßnahmen verwendet werden und hier nicht 
enthalten sind. 


Tabelle 4 

Die Ausgaben des Bundes für Sachinvestitionen und militärische Baumaßnahmen im Bereich des Hochbaus 

-- aufgeteilt nach Ländern -- 
in den Jahren 1971 bis 1974 in Mrd. DM 


LAND 

1971 

1972 ! 

1973 ! 

1974 

Schleswig-Holstein 

0,07 

0,21 

0,08 ' 

0,07 

Hamburg 

’ 0,02 

0,02 

0,02 

0,02 

Niedersachsen 

0,12 

0,12 

0.13 

0,14 

Bremen 

0,01 

0,01 

0,01 

0,01 

Nordrhein-Westfalen 

' 0,18 

0,19 

0,21 

0,24 

Hessen 

* 0,07 

0,08 

0,09 

0,08 

Rheinland-Pfalz 

0,07 

0,06 

0,07 

0,07 

Baden-Württemberg 

0,08 

0,07 

0,09 

0,09 

Bayern 

0,14 

0,18 

0,22 

0,20 

Saarland 

0,01 

0,02 

0,01 

0,01 

Berlin-West 

0,04 

0,04 

0,04 

0,04 

Ohne regionale Zuordnung 

(fast ausschließlich militärischer Bereich) 

0,52 

0,52 

0,54 ' 

i 

0,47 

Insgesamt*) 

*) Differenzen durch Rundung 

1,34 

1,54 

1 ,50 

1,43 
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Tabelle 5 






Die Ausgaben des Bundes für Sachinvestitionen und militärische Baumaßnahmen im Bereich des Straßenbaus 

und sonstigen aiigemeinen Tiefbaus 




- aufgeteilt nach Ländern - 




in den Jahren 1971 bis 1974 in Mrd. DM 




LAND 

i 

1971 

1972 

1973 

1974 

Schleswig-Holstein 

1 

0,25 

0,26 

0,28 

0,28 

Hamburg 


0.14 

0,15 

0,16 

0,17 

Niedersachsen 


0.32 

0,36 

0,39 

0,42 

Bremen 


0,06 

0,06 

0,06 

0,06 

Nordrhein-Westfalen 


1,12 

1,21 

1,28 

1,34 

Hessen 

1 

i 

0,40 

0,43 

0,46 

0,51 

Rheinland-Pfalz 

1 

0,39 

0,41 

0,44 

0,46 

Baden-Württemberg 


0,44 

0,48 

0,50 

0,54 

Bayern 


1 0,64 

0,67 

0,70 

0,74 

Saarland 


0,06 

0,06 

0,05 

0,06 

Berlin-West 


0,04 

0,04 

0,04 

0,04 

Ohne regionale Zuordnung 


0,08 

0,08 

0,08 

0.08 

Insgesamt*) 


3,93 

4,22 

4,44 

4,70 

*) Differenzen durch Rundung 






Tabeiie 6 






Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 


- aufgeteilt nach Ausgabearten - 
in den Jahren 1970 bis 1974 in Mio DM 




Kenn- 

Art der Finanzierungshilfen j 

1970 

j 

1971 

i 

1972 

1973 

1974 

Finanzierungshiifen an öffentlichen 
Bereich 

4,459,5 

5.315,6 

6.764,4 

7.473,7 

8.480,6 

davon: 




! 


62 Schuldendiensthilfen 

(170,3) 

(163,0) 

(146,8) 

(132,1) 

(79,4) 

85 Darlehen 

(442,3) 

(682,3) 

(1.065,4) 

(970,0) 

(973,0) 

88 - Zuweisungen 

(3.846,9) 

(4.470.3) 

(5.323,9) 

(5.820,1) 

(6.324,2) 

899 - Planungsreserve (Investitionen) 

- 

- 

(228,3) 

(551,5) 1 

(1.104,0) 

im Wissenschaftsbereich 






Finanzierungshilfen an sonstige 
Bereiche 

5,748,9 

7,260,9 

6.893,2 

6.810,4 

7.368,3 

davon: 


i 




66 - Schuldendiensthilfen 

(1.222,2) 

(1.427,2) : 

(1.492,4) 

(1.917,9) 1 

(2.033,5) 

86 " Darlehen ; 

(2.393,9) 

(2.823,5) j 

(2.509,5) 

, (2.303,5) 

(2.692,1) 

89 (ohne - Zuschüsse 

(1.708,8) 

(2.245,3) 

(2.433,1) 

(2.052,8) 

(2.098,9) 

899) ' 


: i 


1 1 
1 i 


83, 87, - Sonstiges (u. a. Beteiligungen, ! 

899 ; Gewährleistungen) 

(424,0) 

(764,9) ^ 

(458,2) 

1 (536,2) 

1 1 

(543,8) 

Insgesamt 1 

10.208,4 

12.576,5 ! 

13.657,6 

i 14.284,1 

: 15.848,9 
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Tabelle 7 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 

- aufgeteilt nach Aufgabenbereichen (Funktionen) - 
In den Jahren 1970 bis 1974 In Mio DM 



Funktion 






0 

Allgemeine Dienste 

2.222,6 

2.791,9 

2.244,0 

2.140,8 

2.594,3 

023 

davon namentlich: 

- Entwicklungshilfe 

(1.433,6) 

(1.604,8) 

(1.696,7) 

(1.893,5) 

(2.133,5) 

032 

- Deutsche Verteidigungsstreitkräfte 

(203,0) 

(165,6) 

(179,8) 

(175,8) 

(198,8) 

033 

- Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 

(36,2) 

(49,5) 

(52,5) 

(53,4) 

(53,4) 

034 

dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
- Zivile Verteidigung 

(76,3) 

(110,1) 

(113,8) 

(117,3) 

(126,0) 

1 

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, 

1.256,5 

1.805,0 

2.747,3 

3.219,2 

4.006,5 

12 

Kulturelie Angelegenheiten 

davon namentlich; 

- Schulen 

(22,0) 

(55,4) 

(85,0) 

(110,0) 

(131,0) 

13 

- Wissenschaftliche Hochschulen 

(815,0) 

(1,020,0) 

(1 .600,0) 

(1.800,0) 

(2.000,0) 

16/17 

- Forschung außerhalb der Hochschulen 

(404,7) 

(695,5) 

(1 .028,9) 

(1.272,8) 

(1.834,1) 

2 

(ohne Forschung im Geschäftsbereich des 
BMVtdg 036) 

Soziale Sicherung, soziale Kriegsfolge- 

907,0 

1.122,7 

1.288,9 

1.485,3 

1.721,6 

270 

aufgaben, Wiedergutmachung 

davon namentlich; 

- Wohnungsbauprämien 

(810,0) 

(1.005,0) 

(1.170,0) 

(1.365,0) 

(1.600,0) 

3 

Gesundheit, Sport, Erholung 

111,0 

173,9 

237,6 

218,2 

235,5 

312 

davon namentlich; 

- Krankenhäuser und Heilstätten 

(22,8) 

(35,5) 

(76,2) 

(133,8) 

(199,1) 

323 

" Sportstätten i 

(83,0) 

(131.0) 

(154,0) 

(84,0) 1 

(36,0) 

4 

i 

Wohnungswesen, Raumordnung und 

992,9 

1.322,7 

1.730,3 

1.622,5 

1.544,3 

411 

kommunale Gemeinschaftsdienste 

1 

davon namentlich: 

- Förderung des Wohnungsbaues : 

(919,1) 

(1.129,2) 

(1.488,0) 

(1.301,5) 

(1.168,8) 

42 

~ Raumordnung, Landesplanung 

(8,0) 

(60,0) 

(90,0) 

(164,0) 

(212,0) 

432 und 

- aus kommunalen Gemeinschaftsdiensten 

(65,8) 

(133,5) 

(152,3) ; 

(157,0) 

(163,5) 

439 

5 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

1.191,5 j 

1.233,1 

1.243,7 

1.246,5 

1.253,4 

521 

davon namentlich: 

“ Flurbereinigung, Umlegungen 

i 

(231,8) i 

(244.8) 

(244,8) 

(244,8) i 

(244,8) 

522 

- Ländliche Siedlung 

(49,1) 

(44,9) t 

(46,3) : 

(42,1) 

(41,8) 

523 1 

- Aufstockung und Aussiedlung landwirt- 

(237,7) 

(247.6) 

(247,5) i 

(247,4) 

(247.4) 

524 

schaftlicher Betriebe 
- Wirtschaftswege 

(25,0) 

(25,0) 

(25.0) 1 

(25,0) 

(25,0) 

525 

- Verbesserung der Verbundwirtschaft 

(170,5) 

(188,5) 

(188,5) 

(184,0) 

(184,0) 
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noch Tabelle 7 


Kenn- 

ziffer 

Funktion 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

526 

- Einsatz von Maschinen und technischen 
Anlagen 

(64,9) 

(65,0) 

(65,0) 

(67,5) 

(67,5) 

534 

- Zinsverbilligung 

(392,0) 

(402,0) 

(410,0) 

(420,0) 

(428,0) 

6 

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen 

davon namentlich: 

1.032,8 

1.383,7 

1.411,4 

1.424,2 

1.457,0 

621 

- Kernenergie 

(127,6) 

(188,6) 

(252,6) 

(271.4) 

(285,5) 

623 

- Wasserwirtschaft und Kulturbau 

(137,8) 

(160,8) 

(160,8) 

(160,8) 

(160,8) 

625 

- Küstenschutz 

(110,0) 

(120,0) 

(120,0) 

(120,0) 

(120,0) 

631,632 

634 

- aus Bergbau und verarbeitendes Gewerbe 

(397,0) 

(488,2) 

(451,7) 

(455,8) 

(476,9) 

69 

- Regionale Wirtschaftsförderung 

(334,0) 

(350,3) 

(350,8) 

(341 ,8) 

(339,3) 

7 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 

davon namentlich: 

1.865,8 

1.989,8 

2.076,6 

1.965,8 

2.052,5 

721 

- Bundesautobahnen 

(211,5) 

(266,2) 

(261,8) 

(307,9) 

(313,5) 

722 

- Bundesstraßen 

(59,5) 

(56,0) 

(56,5) 

(57,0) 

(57,6) 

723 

- Landstraßen 

(69,6) 

(62,9) 

(26,0) 

(23,0) 

(18,0) 

725 

- Gemeindestraßen 

(671,1) 

(653,7) 

(688,1) 

(726,3) 

(763,7) 

73 

- Wasserstraßen und Häfen 

(159,7) 

(179,2) 

(206.3) 

(218,1) 

(237,7) 

74 

- Schienenverkehr (öffentlicher Personen- 
nahverkehr) 

(356,0) 

(417,0) 

(462,0) 

(487,0) 

(509,5) 

772 

- Rundfunkanstalten und Fernsehen 

(86,5) 

(104,2) 

(124,3) 

(142,5) 

(146,1) 

8 

Wirtschaftsunternehmen, Allgemeines Grund-, 
Kapital- und Sondervermögen 

davon namentlich; 

628,3 

753,7 

677,8 

961,6 

983,8 

83 

1 

- Verkehrsunternehmen 

(538,7) 

(623,1) 

(631,8) 

(921,3) 

(942,6) 

851, 

852, 850 

- aus Bergbau und Gewerbeunternehmen 

(87,1) 

(119,7) 

(45,1) 

(39,4) 

(40,3) 


Insgesamt 

10.208,4 

12.576.5 ' 

13.657,6 

14.284,1 

15.848,9 
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Tabelle 8 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Vorhaben anderer Investoren 

- aufgeteilt nach Einzelplänen - 
in den Jahren 1970 bis 1974 in Mio DM 




1970 

1971 

1 

1972 

1973 

1974 

01 

Bundespräsidialamt 

- 

0,1 

0,1 

0,1 

0,3 

02 

Bundestag 

0,5 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

03 

Bundesrat 

- 

- 

- 

- 

- 

04 

Bundeskanzleramt 

1,1 

1,1 

1,7 

1,7 

2,0 

05 

Auswärtiges Amt 

37.1 

32,5 

46,8 

42,6 

40,9 

06 

Inneres 

199,3 

270,4 

312,5 

251,6 

213,5 

07 

Justiz 

0,6 

0,4 

0,7 

0,4 

0,3 

08 

Finanzen 

88,2 

118,6 

45,3 

41,6 

41,6 

09 

Wirtschaft 

713,1 

821,7 

785,5 

780,0 

798,9 

10 

Ernährung 

1 .443,4 

1.519,0 

1.529,2 

1.531,5 

1.539,7 

11 

Arbeit 

83,6 

74,4 

77,3 

78,5 

81,7 

12 

Verkehr 

1.858,8 

1 .966,7 

2.040,8 

1.914,4 

2.022,5 

13 

Post- und Fernmeldewesen 

137,1 

189,0 

224,1 

466,5 

279,2 

14 

Verteidigung 

521,1 

465,8 

450,5 

395,7 

372,0 

15 

Jugend, Familie und Gesundheit 

55,8 

111,8 

152,4 

214,3 

284,6 

19 

Bundesverfassungsgericht 

- 

- 

- 

- 

- 

20 

Bundesrechnungshof 

- 

- 

- 

- 

- 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1.433,7 

1 .604,8 

1.696,7 

1 .893,5 

2.133,5 

25 

Städtebau und Wohnungswesen 

1.410,7 

1.901,9 

2.487,4 

2.623,9 

2.824,2 

27 

Innerdeutsche Beziehungen 

22,2 

25,1 

25,2 

25,2 

26,2 

31 

Bildung und Wissenschaft 

1.325,0 

1.906,1 

2.912,5 

3.403,4 

4.189,6 

32 

Bundesschuld 

155,2 

366,2 

325,2 

368,0 

555,0 

33 

Versorgung 


- 

- 

- 

- 

35 

Verteidigungslasten 

36,2 

49,5 

52,5 

53,4 

53,4 

36 

Zivile Verteidigung 

76,3 

110,1 

113,8 

117,3 

126,0 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

609,4 

1 .040,4 

376,4 

79,5 

262,8 


Insgesamt 

10.208,4 

' 12.576,5 

13.657,6 

14.284,1 

15.848,9 


23 



Drucksache VI/ 1698 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 9 Die konjunkturpolitische Flexibilität des Investitionsprogramms 

im Bereich der Sachinvestitionen und der militärischen Baumaßnahmen und Beschaffungen 

- in Mio DM - 



Höhe der 


Ausgaben aufgrund der Verpflichtungen 


Zeitpunkt der Verpflichtungen 

Verpflich- 







' tungen ; 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

Vor dem 1. Januar 1970 


6.633,3 

3.002,7 

1.286,8 

670,5 

217,2 

1. Halbjahr 1970 

5.354,5 

3.124,6 

1.482,6 

453,8 

117,9 

46,3 

2. Halbjahr 1970 

5.121,8 

1.441,4 

2.007,1 

948,3 

453,2 

165,4 

1970 insgesamt 

10.476,3 

4.566,0 

3.489,7 , 

1.402,1 

571,1 

211,7 

1. Halbjahr 1971 

8.096,1 


4.183,9 

2,383,6 

990,7 

313,4 

1. Halbjahr 1971 *) 

1.605,6 


1.000,0 

488,0 

81,9 

32,0 

2. Halbjahr 1971 

6.758,4 


2.091,5 

2.464,5 

1.283,7 

675,9 

2. Halbjahr 1971 *) 

1.365,9 



817,3 

463,9 

79,2 

1971 insgesamt 

14.854,5 


6.275,4 

4.848,1 

2.274,4 

989,3 

1971 insgesamt*) 

2.971,5 


1.000,0 

1 .305,3 

545,8 

111,2 

1. Halbjahr 1972 

7.902,7 



4.337,6 

2.148,9 

991,2 

1. Halbjahr 1972*) 

1.078,2 



550,2 

362,7 

135,6 

2. Halbjahr 1972 

6.784,8 



2.322,9 

2.397,2 

1.651,9 

2, Halbjahr 1972*) 

458,2 



117,6 

262,4 

81,8 

1972 insgesamt 

14.687,5 



6.660,5 

4.546,1 

2.643,1 

1972 insgesamt*) 

1 .536,4 



667,8 

625,1 

217,4 

1973 





6.606,5 

4.729,5 

1974 






7.110,5 

Verpflichtungen insgesamt 

40.018,3 






Verpflichtungen insgesamt*) 

4.507,9 






Ausgaben insgesamt 

68.787,3 

11.199,3 

12.767,8 

14.197,5 

14.668,6 

15.901,3 

Ausgaben insgesamt*) 

4.472,6 


1 .000,0 

1.973,1 

1.170,9 

328,6 


*) Veränderungen bei expansiver Politik 

Tabelle 10 Die konjunkturpolitische Flexibilität des Investitionsprogramms 

Im Bereich der Finanzierungshilfen für Vorhaben anderer Investoren 

- in Mio DM - 



Höhe der 


Ausgaben aufgrund der Verpflichtungen 


Zeitpunkt der Verpflichtungen 

Verpflich- 







tungen 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

Vor dem 1. Januar 1970 


4,109,0 

2.992,9 

2.245,7 

1.899,3 

1.396,2 

1. Halbjahr 1970 

5.806,6 

3.165,3 

883.9 

483,9 

428,7 

412,8 

2. Halbjahr 1970 

7.654,2 

2.934,1 

1.232,7 

974,8 

705,3 

552,2 

1970 insgesamt 

13.460,8 

6.099,4 

2.116,6 

1.458,7 

1.134,0 

965,0 

1. Halbjahr 1971 

9.614,1 


5.023,4 

1.171,3 

530,8 

287,9 

1. Halbjahr 1971 *) 

2.208,3 


1 .090,4 

780,2 

256,0 

71,2 

2. Halbjahr 1971 

4.664,0 


2.443,6 

941,8 

457,9 

233,9 

2. Halbjahr 1971 *) 

1.412,2 



932,6 

350,6 

124,5 

1971 insgesamt 

14.278,1 


7.467,0 

2.113,1 

988,7 

521,8 

1971 insgesamt*) 

3.620,5 


1 .090,4 

1.712,8 

606,6 

195,7 

1. Halbjahr 1972 

9.205,5 



5.063,5 

1.019,2 

476,5 

1. Halbjahr 1972*) 

1.686,0 



540,1 

726,0 

306,2 

2. Halbjahr 1972 

4.801,1 



2.776,6 

789,0 

403,6 

2. Halbjahr 1972*) 

636,6 



120,1 

287,5 

228,4 

1972 insgesamt 

14.006,6 



7.840,1 

1.808,2 

880,1 

1972 insgesamt *) 

2.322,6 



660,2 

1.013,5 

534,6 

1973 





8.453,9 

1.933,5 

1974 






10.152,3 

Verpflichtungen insgesamt 

41.745,5 






Verpflichtungen insgesamt*) 

5.943,1 






Ausgaben insgesamt 

66.341 ,5 

10.208,4 

12.576,5 

13.657,6 

14.284,1 

15.848,9 

Ausgaben insgesamt*) 

5.813,8 


1.090,4 

2.373,0 

1.620,1 

730,3 


*) Veränderungen bei expansiver Politik 
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